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Amts ⸗Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
M 48. Marienwerder, den 29. November 1899. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen Empfangsbeſcheinigung verſehen, ſogleich zurückgegeben 
der Zentral⸗Behörden. und iſt bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder ab⸗ 
1 Bekanntmachung. zuliefern. Formulare zu dieſen Verzeichniſſen find bei 
Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 den gedachten Provinzialkaſſen und den von den König: 
zu den Schuldverſchre übungen der Preus⸗ lichen Regierungen in den Amteblättern zu bezeichnenden 
ßiſchen konſolidirten 3½ vormals4 pro: ſonſtigen Kaſſen unentgeltlich zu haben. 
zentigen Staatsan leihe von 1880 über die Der Einreichung der Schuldverſchreibungen bedarf 
Zinſen für die Zeit vom 1. Januar 1900 bis 31. Der es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, 
zember 1909 nebſt den Anweiſungen zur Abhebung wenn die Zinsſcheinanweiſungen abhanden gekommen 
der folgenden Reihe werden vom 1. Dezember 1899 find; in dieſem Falle ſind die Schuldverſchreibungen 
ab von der Kontrolle der Staatspapiere hierſelbſt, an die Kontrolle der Staatspapiere oder an eine der 
Oranienſtraße 92,94, Vormittags von 9 bis 1 Uhr, genannten Provinzialkaſſen mittels beſonderer Eingabe 
mit Ausnahme der Sonn: und Feſttage und der letzten einzureichen. 


drei Geſchäftstage jedes Monats, ausgereicht werden. Verlin, den 13. November 1899. 
Die Zinsſcheine ſind entweder bei Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
der Kontrolle der Staatspapiere felbit, v. Hoffmann. 
am Schalter in Empfang zu nehmen oder, ) Bekauntmachung. 
durch die Regierungs⸗Hauptkaſſen ſo⸗ Die Weihnachtsſendungen betreffend. 


wie in Frankfurt a. M. durch die Kreis⸗ — — 
kaſſe zu beziehen. Wer die Empfang⸗ Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre 
nahme bei der Kontrolle ſelbſt wünſcht, an das Publikum das Erſuchen, mit den Weih⸗ 
hat derſelben perſönlich oder durch einen Beauſtragten nachts verſendun gen bald zu beginnen, 
die zur Abhebung der neuen Reihe berechtigenden damit die Packetmaſſen ſich nicht in den letzten Tagen 
Zineſcheinanweiſungen mit einem Verzeichniſſe zu über⸗ vor dem Feſte zu ſehr zuſammendrängen, wodurch die 
geben, zu welchem Formulare ebenda und in Hamburg Pünktlichkeit in der Beförderung leidet. Bei dem 
dei dem Kaiſerlichen Poſtamte Nr. 1 unentgeltlich zu außerordenklichen Anſchwellen des Verkehrs iſt es nicht 
haben ſind. Genügt dem Einreicher eine numerirte thunlich, die gewöhnlichen Beförderungsfriſten ein⸗ 
Marke als Empfangsbeſcheinigung, ſo iſt das Ver zuhalten und namentlich auf weitere Entfernungen eine 
zeichniß einfach, wünſcht er eine ausdrückliche Beſcheini⸗ Gewähr für rechtzeitige Zuſtellung vor dem Weihnachts⸗ 
gung, ſo iſt es doppelt vorzulegen. Die Marke oder fefte zu übernehmen, wenn die Packete erſt am 22. De⸗ 
Empfangsbeſcheinigung iſt bei der Ausreichung der zember oder noch ſpäter eingeliefert werden. 
neuen Zinsſcheine zurückzugeben. | Die Packete find dauerha ft zu verpacken. 
Durch die Poſt ſind die Zinsſchein⸗ Dünne Paypkaſten, ſchwache Schachteln, Zigarren⸗ 
anweiſungen an die Kontrolle nicht kiſten u. find nicht zu benutzen. Die Aufſchrift 
einzuſenden. der Packete muß deutlich, vollſtändig und 
Wer die Zinsſcheine durch eine der oben ge- haltbar bergeſtellt ſein. Kann die Aufſchrift nicht 
nannten Provinzialkaſſen beziehen will, hat derſelben in deutlicher Weiſe auf das Packet geſetzt werden, ſo 
die Anweiſungen mit einem doppelten Verzeichniß ein⸗ empfiehlt ſich die Verwendung eines Blattes weißen 
zureichen. Das eine Verzeichniß wird, mit einer Papiers, welches der ganzen Fläche nach feſt auf⸗ 


Ausgegeben in Marienwerder am 30. November 1899. 
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geklebt werden muß. Bei Fleiſchſendungen und ſolchen 
Gegenſtänden in Leinwandverpackung, welche Feuchtig⸗ 
keit, Fett, Blut ꝛc. abſetzen, darf die Aufſchrift nicht 
auf die Umhüllung geklebt werden. Am zweck⸗ 
mäßigſten ſind gedruckte Aufſchriften auf 
weißem Papier. Dagegen dürfen Formulare zu Poſt⸗ 
Packetadreſſen für Packetaufſchriften nicht verwendet 
werden. Der Name des Beſtimmungsorts 
muß ſteis recht groß und kräftig gedruckt 
oder geſchrieben ſein. Die Packetauſſchrift muß 
ſämmtliche Angaben der Begleitadreſſe 
enthalten, zutreffendenfalls alſo den Frankovermerk, 
den Nachnahmebetrag nebſt Namen und Wohnung des 
Abſenders, den Vermerk der Eilbeſtellung u. ſ. w., 
damit im Falle des Verluſtes der Begleitadreſſe das 
Packet auch ohne dieſelbe dem Empfänger ausgehändigt 
werden kann. Auf Packeten nach größeren 
Orten iſt die Wohnung des Empfängers, 
auf Packeten nach Berlin auch der Buchſtabe des Poſt⸗ 
bezirkes (C., W., SO. u. ſ. w) anzugeben. Zur Be: 
ſchleunigung des Betriebs trägt es weſentlich bei, 
wenn die Packete frankirt aufgeliefert werden; die 
Vereinigung mehrerer Packete zu ein er Begleitadreſſe 
iſt thunlichſt zu vermeiden. 

Berlin W., den 23. November 1899. 
Reichs⸗Poſtamt. J. Abtheilung. 
Kraetke. 

Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 2 der Polizei - Verordnung 
vom 9. Januar 1886, betreffend den Dampffährverkehr 
bei Graudenz — Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder von 1886 S. 19 — wird die Höchſt⸗ 
zahl der von dem Fährdampfer „Berlin“ gleichzeitig 
überzuſetzenden Perſonen hiermit auf 80 feſtgeſetzt. 

Danzig, den 11. November 1899. 
Der Chef der Strombauverwaltung. 
Ober⸗Präſident. 
Staats miniſter. 
v. Goßler. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1. des Gutsverwalters und Gutsvorſtehers Heil— 
born zu Blandau zum Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Villiſaß, Kreiſes Culm, an 
Stelle des aus dem Kreiſe verzogenen Ritter⸗ 
gutsbeſitzers Hinrichſen zu Plonchaw und 
2 des Lehrers Kühn zu Blandau zum zweiten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den vor⸗ 
genannten Bezirk, an Stelle des Gutsbeſitzers 
Wruck zu Villiſaß zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 18. November 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 
5) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Neubüſer in Dorf Rehden zum Stellver 
treter des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 
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Hansguth, Kreiſes Graudenz, an Stelle des aus dem 
Kreiſe verzogenen Gutsbeſitzers Kiſt in Gawlowitz zur 
öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 18. November 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Forſtſekretärs Richard Wichert in Andreashof zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Sartowitz, 
Kreiſes Schwetz, an Stelle des Privatoberförſters 
Maertens in Andreashof zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 25. November 1899. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Die Fourage⸗Lieferung für die Königliche Gen⸗ 
darmerie des hieſigen Regierungs⸗Bezirks, mit Aus⸗ 
nahme für diejenige des Kreiſes Löbau, und zwar 
ſowohl für die Pferde der bereits angeſtellten Ober: 
wachtmeiſter und berittenen Gendarmen, als auch für 
die Pferde der etwa zukünftig neu anzuſtellenden, ſowie 
für die Pferde der durchmarſchierenden Oberwachtmeiſter 
und Gendarmen ſoll ſür die Zeit vom 1. April 1900 
bis Ende März 1901 im Wege des Submiſſions⸗ 
Verfahrens mit anſchließender Minus⸗Lizitation ver⸗ 
geben werden. 
Die Lieferungsbedingungen können in der Ne 
giſtratur 1“ der hieſigen Regierung eingeſehen werden. 
Es beträgt für jedes Pferd jährlich: 
1733 kg 750 gr Hafer, 
912 kg 500 gr Heu und 
1277 kg 500 gr Stroh. 
Die portofreien Angebote ſind bis zum 
12. Dezember d. Is., 
Vormittags 10 Uhr, 
mir verſiegelt mit der auf das Kouvert zu ſetzenden 
Bezeichnung: „Submiſſion wegen Gendarmerie-Fourage: 
Lieferung“ einzureichen und wird die Entſcheidung bis 
zum 30. Dezember d. Is, bis zu welchem Tage die 
Submittenten an ihre Gebote gebunden bleiben, erfolgen. 
Nach Eröffnung der ſchriftlichen Angebote wird 
im Termin am 12. Dezember d. Is., Mittags 12 Uhr, 
mit den erſchienenen Submittenten eine Minuslizitation 
vorgenommen werden. 
Marienwerder, den 17. November 1899. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Der Muͤllrlehrling Paul Manke zu Schloß 
mühle (Adl. Hammerſtein) hat am 3. Auguſt d. Js. 
den Knecht Friedrich Bartmann daſelbſt, welcher beim 
Baden in der Zahne von Krämpfen befallen war, mit 
Muth und Entſchloſſenheit und nicht ohne eigene Lebens⸗ 
gefahr vom Tode des Ertrinkens gerettet, was ich 
hiermit belobigend zur öffentlichen Kenntniß bringe. 
Marienwerder, den 20. November 1899. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
9) Polizei⸗Verordnung 
über den Verkehr mit Wild und Wildhäuten. 


6 


7 


Auf Grund der 89 6, 12, 15 des Geſetzes über 
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die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. den berechtigten Stellvertretern unter Angabe dieſer 
S. 265) und des § 137 des Geſetzes über die all⸗ Eigenſchaft. 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. Als berechtigter Stellvertreter gilt nicht der bloße 
S. 195) verordne ich für den Umfang des Regierungs- Beſitzer eines Jagderlaubnißſcheines. 
bezirks Marienwerder unter Zuſtimmung des Bezirks⸗ § 5. Der Wildſchein nach Formular A. muß 
ausſchuſſes, wie folgt: von der Ortspolizeibehörde, oder von dem Seitens des 
8 Wer Wild, in ganzen Stücken oder zerlegt, Landrathes hierzu beſonders ermächtigten Gemeinde⸗ 
aber nicht zum Genuſſe fertig zubereitet, oder Wild⸗ bezw. Gutsvorſteher desjenigen Jagdbezirkes, in welchem 
häute — mit Ausnahme von Haſenfellen — das Wild erlegt iſt, unterſiegelt und mit dem Vermerk 
a. befördert, in einen Ort einführt, in Läden, auf „Geſehen und nichts zu bemerken“ verſehen fein. Die⸗ 
Märkten, oder ſonſt auf irgend eine Art zum jenigen Gemeinde: beziehungsweiſe Gutsvorſteher, welchen 
Verkauf ausſtellt, oder feilbietet, oder die erwähnte Ermächtigung ertheilt iſt, müſſen all⸗ 
b. der Kaiſerlichen Poſt, oder Staats⸗ oder Privat⸗ jährlich durch das Kreisblatt zur öffentlichen Kenntniß 
eiſenbahnen zur Beförderung übergiebt, hat den gebracht werden. 
rechtmäßigen Erwerb des Wildes oder der Wild⸗ In derſelben Weiſe ſind die Königlichen Ober⸗ 
haut durch einen Wildſchein nach Formular A. förſter, die Oberförſter der Königlich Prinzlichen 
(8 6) nachzuweiſen. Familien Fideikommiß Forſtreviere Flatow und Kujan, 
Das aus dem Auslande, oder einem Bezirkſder Kommunaloberförſter der Stadt Thorn, die Privat: 
des Inlandes, in welchem eine Ueberwachung des Ver⸗ oberförſter der zum Fürſtlich Reuß jüngere Linie Fidei⸗ 
kehrs mit Wild nicht beſteht, eingeführte Wild, oder kommiß gehörigen Oberförſterei Raudnitz, desgleichen 
Theilſtücke eines ſolchen und Wildhäute — mit Aus der zur Majoratsherrſchaft Finkenſtein gehörigen Ober⸗ 
nahme von Haſenfellen — müſſen, wenn dieſelben in förſterei Finkenſtein, desgleichen der zur Majorats⸗ 
Läden, auf Märkten oder ſonſt auf irgend eine Art herrſchaft Schönberg gehörigen Oberförſterei Schönberg, 
zum Verkauf geſtellt, oder feilgeboten werden, mit einem desgleichen der dem Freiherrn von Eekardſtein auf 
Wildſchein nach Formular B. ($ 6) verſehen ſein. Prötzel im Kreiſe Konitz gehörigen Forſten, desgleichen 
Die zu letzterem Zwecke nothwendig werdenden der dem Grafen von Alvensleben⸗Schönborn gehörigen 
Wildſcheine werden von der Ortspolizeibehörde des Oberförſterei Oſtrometzko zur Beglaubigung für das in 
Wohnortes des Verkäufers in der erforderlichen Zahl ihren Verwaltungsbezirken erlegte Wild befugt. 
ausgeſtellt, ſofern der Verkäufer durch Fracht⸗Poſtſcheine, Sind die im vorſtehenden Abſatz genannten 
oder ähnliche Nachweiſe den Beweis erbringt, daß das Perſonen ſelbſt Ausſteller von Wildſcheinen, (§ 4) fo 
Wild aus Bezirken eingeführt iſt, in welchen eine bedarf es keiner Beglaubigung, es muß jedoch das 
Legitimationspflicht nicht beſteht. Amteſiegel beigedrückt fein. : 
§ 2. Bei Schwarz, Roth⸗, Dam⸗ und Rehwild Die Scheine find von den oben genannten Be: 
muß jedes einzelne Stück mit einem Wildſchein (Formular hörden zu erhalten. Dieſe Behörden werden die Scheine 
A. bezw. B.) verſehen ſein. in ausreichender Anzahl den ihnen als zuverläſſig be⸗ 
Bei den übrigen Wildgattungen und bei Wild⸗ kannten, in § 4 als zur Ausſtellung berechtigt bes 
häuten ift, wenn mehrere Stücke gleicher Gattung, von zeichneten Perſonen gegen Erſtattung der Koften auf 
einem Abſender an dieſelbe Adreſſe geſandt werden, Verlangen aushändigen. 
für die ganze Sendung nur ein Wildſchein erforderlich, § 6. Die Wildſcheine müſſen nach den unten⸗ 
auf welchem die zugehörige Zahl der Stücke in Buch⸗ſtehenden Muſtern gut leſerlich, ohne Raſuren und 
fiaben zu vermerken iſt. Bei dem weiteren Transport, undeutliche Korrekturen mit Tinte ausgefüllt und unter: 
Verkauf u. ſ. w. der einzelnen Stücke der Geſannnt⸗ ſchrieben fein. 
lieferung nach anderen Orten werden die Wildſcheine Jeder Wildſchein nach dem Formular A. muß 
für die einzelnen Stücke von den im § 5 genannten enthalten: 
Behörden auf Grund des von denſelben zurücbehaltenen! 1. den Namen des Kreiſes, 
Wildſcheines für die Geſammtlieferung ausgeftellt. . den Namen des Gemeinde (Guts)⸗Bezirks, in 
In gleicher Weiſe iſt zu verfahren bei Verkauf, welchem (zu 1 und 2) der Jagdbezirk belegen iſt, 
Verſendung pp. einzelner Theilſtücke von zerlegtem . den Namen des Jagdbezirks, 
Wilde nach anderen Orten. \ die Wildgattung und eventuell das Theilſtück, 
§ 3. Die Polizeibeamten, die Gendarmen, die . bei Schwarz, Roth⸗, Dam: und Rehwild: das 
Königlichen Forſtbeamten und die vereideten Jagd⸗ Geſchlecht, bei den übrigen Wildgattungen und 
ſchutzbeamten, ſowie in den Fällen des § 1, Abſatz b bei Wildhäuten die Stückzahl, 
die Poſt⸗ und Eiſenbahnbeamten find berechtigt, ih] 6. den Tag und Monat der Erlegung, welche nicht 
davon zu überzeugen, ob die Vorſchriften dieſer Ver⸗ in Ziffern eingetragen werden dürfen, ſondern 
ordnung befolgt ſind. vollſtändig in Buchſtaben ausgeſchrieben ſein 
§ 4. Der Wildſchein nach Formular A. muß müſſen, 
ausgeſtellt ſein von dem Inhaber der Jagd, auf welcher den Tag der Ausſtellung, 
das Wild erlegt iſt, oder von dem Jagdpächter, oder . den Beglaubigungsvermerk ($ 5), 
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9. die Gültigkeitsdauer ($ 8), § 7. Die Wildſcheine, deren Ausfertigung auf 
10. den etwaigen Veilängerungsvermerk (§ 8). feſtem, dauerhaftem Papier, oder auf Pappe zu er⸗ 
Wegen Ausfüllung des Wildſcheines nach For- folgen hat, müſſen bei Schwarz-, Roth⸗, Dam⸗ und 
mular B (ſiehe § 1 letzter Abſatz) wird auf das unten⸗Rehwild an dem zugehörigen Stück Wild in der Weiſe 
ſtehende Muſter verwieſen, wonach genau zu ver⸗befeſtigt ſein, daß durch ein Gehör ein Bindfaden ges 
fahren iſt. zogen wird, deſſen Enden an dem Wildſchein dauerhaft 
zu befeſtigen ſind. 

§ 8. Die Giltigkeitsdauer der Wildſcheine be⸗ 
trägt 14 Tage von der Ausſtellung (. $ 4 bezw. $ 1 
letzter Abſatz) ab gerechnet. 

Für die Ausſtellung iſt hinſichtlich der Wild⸗ 
ſcheine nach Formular B. der Tag des Verkaufs oder 
der Verſendung maßgebend. 

Die Gültigkeitsdauer kann auf Antrag des In: 
habers des Wildes von der Ortspolizeibehörde des⸗ 
jenigen Ortes, an welchem ſich das Wild bei Ablauf 
derſelben befindet, jedoch auf nicht mehr als im Ganzen 
4 Wochen, verlängert werden. 

§ 9. Ein Wildſchein iſt nicht erforderlich: 

a. wenn bei Beförderung von Wild, welches auf 
Grund eigener Jagdberechtigung erlegt iſt, der 
Jagdberechtigte ſelbſt, fein berechtigter Vertreter, 
Jagdverwalter oder Jagdaufſeher zugegen iſt und 
ſich als ſolcher auf Erfordern ausweiſen kann; 

b. für Wild, welches der Jagdberechtigte ſelbſt oder 
derjenige, welcher in einem fremden Jagdbezirke 
die Jagd auszuüben befugt iſt, auf der Jagd 
oder auf der Rückkehr von derſelben bei ſich 
führt, oder durch Beauftragte von der Schußſtelle 
nach ſeinem Wohnorte bringen läßt; 

c. für Wild, welches von der zuſtändigen Behörde 
beſchlagnahmt worden iſt; 

d. für Theile zerlegten Wildes, ſowie für ganze 
Stücke Wild mit Ausnahme von Schwarz, Roth⸗, 
Dam⸗ und Rehwild, welche innerhalb derſelben 
Ortſchaft von der Verkaufe: oder Aufbewahrungs⸗ 


Formular A. 
Wild⸗Schein. 
Kreis: ee 
Gemeinde- a., 
Guts⸗ Bezirk: Sucham. 
Jagdbezirk: Sucham. 
Wildgattung: Haſe. 
Stückzahl: einer. 
Geſchlecht: — 
Erlegt am erſten November. 
Sucham, den 1. November 1898. 
Jagdinhaber, Jagdpächter 
(bezw. berechtigter Stellvertreter). 
Meyer, Jagdpächter. 
Geſehen und nichts zu bemerken. 
Müller, 
(L. S.) Gemeindevorſteher. 
Gültigkeitsdauer: bis zum 14. November 1898 ein⸗ 
ſchließlich. 
Verlängert am; 
bis zum. N 


Bun 


Formular B. 


Wild⸗Schein. 

Wohnort des Verkäufers: Stadt Marienwerder. 
Wildgattung: Reh. 

Stückzahl: — 

Geſchlecht: weiblich. 


— ... —— ———— 
Wildſcheine, welche den vorſtehenden, ſowie den 
in den $$ 1, 2, 4 und 5 angegebenen Anforderungen 
nicht entſprechen, ſind ungültig. 


ſtelle nach der Wohnung des Käufers oder einem 
ſonſtigen Beſtimmungsorte befördert werden. 
Findet jedoch die Beförderung nach einer 
anderen Verkaufsſtelle ſtatt, ſo kommen die Be⸗ 
ſtimmungen des § 2 zur Anwendung. 
8 10. Mit Ausnahme der erſten 14 Tage 


iſt es verboten, während der geſetzlichen Schonzeit 


W aus Stolp. 5 . e m 
Verſandt oder a. des weiblichen Roth⸗ und Damwildes, unzerlegtes 
verkauft erſten November 1898. Roth⸗ und Damwild, 

Beſcheinigung durch die Polizei⸗Behörde. b. des weiblichen Rehwildes, unzerlegtes oder Reh⸗ 


wild, bei welchem das Geſchlecht nicht mehr mit 


(L. 80) Sicherheit erkennbar iſt 6 

Eu} i . „ zu befördern, zu ver: 

Gültigkeitsdauer bis zum 14. November 1898 ein⸗ 5 verkaufen, zum el agen, 
ſchließlich. in Läden, auf Märkten, oder ſonſt auf irgend 

Verlängert am. * d 7 eine Art zum Verkaufe auszuſtellen oder feil⸗ 

bis zum durch zubieten, oder den Verkauf deſſelben zu vermitteln. 


In demſelben Umfange iſt während des 
ganzen Jahres der Verkehr mit Rehwild, welches 
durch Entfernung des Gebiſſes oder des ganzen 
Kopfes verſtümmelt iſt, verboten. 

§ 11. Die Vorſchriften des § 10 finden keine 


Anwendung auf das Seitens der zuſtändigen Behörde 
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beſchlagnahmte und auf dasjenige Wild, von dem auf Händlers Albert Geitner in Märkiſch⸗Friedland zum 
die im § 7 des Geſetzes über die Schonzeiten des Handel mit Fiſchen und Obſt unter Benutzung eines Fuhr⸗ 
Wildes vom 25. Februar 1870 (G.⸗S. S. 120) vor: werks; und in Begleitung feiner Ehefrau iſt angeblich ver⸗ 
geſchriebene Weiſe nachgewieſen wird, daß es in den loren gegangen und wird hierdurch für ungültig erklärt. 
8 3 daſelbſt aufgeführten Ausnahmefällen beziehungs⸗ Marienwerder, den 4. November 1899. 
weiſe auf Grund der in den 88 12, 13 und 16 des Königliche Regierung. 
Wildſchadengeſetzes vom 11. Juli 1891 (G.⸗S. S. 307) Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
enthaltenen Vorſchriften erlegt worden iſt. 12) Der zum Steuerſatz von 18 Mark für das 
§ 12. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften Jahr 1899 ausgefertigte, in Folge Reklamation auf 
dieſer Polizeiverordnung unterliegen, ſoweit nicht nach 12 Mark ermäßigte Wandergewerbeſchein Nr. 82 des 
geſetzlichen Beſtimmungen auf eine höhere Strafe er⸗ Arnold Hechtkopf in Culm zum Handel mit Woll⸗ 
kannt werden muß, einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark, und Kurzwaaren iſt angeblich verloren gegangen und 
an deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende wird hierdurch für ungültig erklärt. 
Haftſtrafe tritt. Marienwerder, den 20. November 1899. 
Gleicher Strafe verfällt, wer bei der Beförderung, Königliche Regierung, 
Verſendung oder beim Verkaufe von Wild einen Wild⸗ Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
ſchein benutzt, der nicht für das betreffende Stück aus⸗ 1) Schifffahrts⸗Abgaben⸗Tarife. 
geſtellt iſt. Im Schlußſatz des § 1 des Tarifs für die Er: 
§ 13. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort hebung der Schifffahrts⸗ und Flößerei⸗Abgaben auf 
in Kraft. den Waſſerſtraßen zwiſchen Weichſel und Warthe im 
Alle den obigen Beſtimmungen entgegenſtehenden Regierungsbezirk Bromberg vom 10. April 1899 — 
in den Polizeiverordnungen vom 22. Mai 1829 (Amts: Amtsblatt Nr. 21 Seite 193 — muß es zufolge 
blatt 1829 S. 221), vom 24. Februar 1837 (Amts- Entſcheidung des Herrn Miniſters der öffentlichen 
blatt 1837 S. 77), vom 3. März und 15. Auguſt Arbeiten, ſtatt „für Flöße in doppeltem und einfachem 
1838 (Amtsblatt 1838 S. 89 und 300), vom 27. Ok⸗ Verband“ lauten: für Flöße in dopp eltem 
tober 1840 (Amtsblatt 1840 S. 342), vom 13. Ja und mehrfachem Verband“. 


nuar 1844 (Amtsblatt 1844 S 14), vom 1. Sep⸗ Ferner iſt in § 2 das Wort „Schlampen“ durch 
tember und 28. November 1856 (Amtsblatt 1856 das Wort „Schlempen“ zu erſetzen. 
S. 229 und 333), vom 4. Februar 1873 (Amtsblatt Bromberg, den 2. Oktober 1899. 
1873 S. 37) enthaltenen Vorſchriften werden auf⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
gehoben. J. V.: v. Barnekow. 
Marienwerder, den 21. November 1899. J. Nr. 1211 W. B. Ic. 
N Der Negierungs-⸗Präſident. 14) Am 25. November werden in Tiegenhof, Gollub 


10) Am 31. v. Mis. betrugen in der Stadt Dt. Eylauſund Schönſee Weſtpr. Stadt⸗Fernſprecheinrichtungen 

die Ladenpreiſe für 1 kg Mehl zur Speiſebereitung aus mit öffentlichen Sprechſtellen bei den Poſtämtern da⸗ 
Weizen 35 Pf., ſelbſt in Betrieb genommen. 

desgleichen aus Roggen 28 Pf., Die Theilnehmer dieſer Stadt ⸗ Fernſprech⸗ 

für 1 kg Gerſtengrauftee > 55 Pf., einrichtungen ſind zugelaſſen zum Sprechverkehr unter 


„ „ „ eien Be 4 35 Pf., ſſich und mit den Theilnehmern an den Stadt⸗Fern⸗ 
„ „ „Buchweizen⸗Grüggge + 45 Pf., ſprecheinrichtungen in Allenſtein, Argenau, Bartenſtein, 
WV 55 Pf., Bentſchen, Berlin mit Vororten, Braunsberg (Oſtpr.), 


Site a wie 70 Pf., Bromberg, Crone a. d. Brahe, Culm, Culmſee, Czersk, 
Java⸗Reis (mittleren) 45 Pf., Danzig, Dirſchau, Elbing, Geierswalde, Gneſen, Gra⸗ 
Java⸗Kaffee, mittleren (roh) .. 3 Mark, bowo (Dom.), Graudenz, Güldenhof, Gumbinnen, 
17 „ gelben (in gebran. Heiligenbeil, Inowrazlaw, Inſterburg, Kaiſerswalde 
Bohnen) 8 . 3 Mark, (Bz. Bromberg), Königsberg (Pr.), Koſten, Kruſchwitz, 
„ „ „ Speiſeſa z; Ss 20 Pf., Labiau, Marienburg (Weſtpr.), Marienwerder (Weſtpr.), 
Per Schweineſchmalz (hieſiges) . 1 Mk. 60 Pf. Memel, Mogilno, Mrotſchen, Nakel (Netze), Neu: 
In der Stadt Tudel hat während des Monats fahrwaſſer, Neuſtadt (Weſtpr.) Neuteich (Weſtpr.), 
Dfiober d. Is. der Durchſchnittspreis für 100 kg Oſterode (Oftpr.), Pakoſch, Poſen, Pr. Eylau, Pr. Holland, 
Rindfleiſch (u. z. im Großhandel) 90 Mark betragen. Pr. Stargard, Ragnit, Saalfeld (Oſtpr.), Schlochau, 
Vorſtehendes wird in Ergänzung meiner Bekannt⸗Schneidemühl, Schulitz, Schwerin (Warthe), Strasburg 
machung vom 16. d. Mts. (Amtsblatt Nr. 47) ver⸗ (Weſtpr.), Strelno, Tapiau, Thorn, Tilſit, Wehlau, 
Weißenhöhe, Wollſtein, Zoppot ſowie mit den öffent⸗ 


öffentlicht. 

Marienwerder, den 24. November 1899. lichen Sprechſtellen (Umſchalteſtellen) in Jablonowo 
Der Regierungs⸗Präſident. (Weſtpr.) und Schwetz (Weichſel). 

11) Der zum Steuerſatz von 24 Mk. für das Jahr Die Theilnehmer der neuen Stadt⸗Fernſprech⸗ 


1899 ausgefertigte Wandergewerbeſchein No. 435 des einrichtungen ſind ferner zugelaſſen zum Sprechverkehr 
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mit den in der Umgebung der betr. Orte gelegenen Im Kreiſe Stuhm iſt der Lehrer a. D. und 
offentlichen Sprechſtellen. * Beſitzer Max Uthke zu Gr. Ußnitz zum kommiſſariſchen 

Ueber die Höhe der Gebühr für Geſpräche nach Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Roſenkranz ernannt. 
den einzelnen Orten ertheilen die betreffenden Poſt⸗ Dem Forſtaufſeher Schnak enberg, bisher 
ämter Auskunft. in der Oberförſterei Landeck, iſt unter Ernennung zum 

Die neuen Fernſprechvermittelungsanſtalten halten Förſter die durch Verſetzung des Förſters Scholz er⸗ 
Dienſt ab: an Werktagen während des Sommers von ledigte Stelle zu Grünau in der Oberförſterei Wozi⸗ 
7 Uhr, im Winter von 8 Uhr Morgens bis 9 Uhr woda, vom 1. Januar k Is. ab, definitiv übertragen. 
Nachmittags, an Sonntagen und allgemeinen Feier⸗ Dem Herrn Florian Poloms ki in Rabenhorſt, 
tagen im Sommer von 7 Uhr, im Winter von 8 bis Kreis Brieſen, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
9 Uhr Morgens, von 12 bis 1 Uhr und 5 bis 6 Uhr Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 


Nachmittags. 19) Erledigte Schulſtellen. 
Danzig, den 22. November 1899. Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Koſſowo, 
Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. Kreis Schwetz, wird zum 1. Januar k. Js. erledigt. 
15) Bekanntmachung. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 


Der konzeſſionirte Markſcheider Lothar Fiegler dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
hat ſeinen Wohnſitz in Königshütte O./ S. genonmen. ſihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


Breslau, den 23. November 1899. Herrn Kießner zu Schwetz zu melden. 
Königliches Oberbergamt. | Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
16) Bekanntmachung. 20) Bekanntmachung. 


Der erſte Hufbeſchlag-Lehrſchmiede⸗Kurſus in Die im Kreiſe Strasburg Weſtpr. belegene 
Marienwerder, für das Jahr 1900, wird in der Zeit fiskaliſche 
vom 7. Januar bis 3. März ſtattfinden. Gremenz⸗Mühle 
Anmeldungen zur Theilnahme an demſelben (Poſtſtation Pokrzydowo), zu welcher gehören: 
müſſen ſpäteſtens 14 Tage vor Beginn deſſelben ſchrift⸗ 1. eine Schneidemühle und eine Mahlmühle nebſt 
lich bei dem zuſtändigen Kreislandrath, in deſſen Büreau Gerinne, 
Einfiht in das Statut der Hufbeſchlag⸗Lehrſchmiede 2. ein Wohnhaus nebſt Wirthſchaftsgebäuden, 
genommen werden kann, erfolgen. 3. die Sommerfiſcherei im Stremiuszek⸗See, 
An Unterſtützung erhält bei nachgewieſener Be 4. ein Aalfang, 
duͤrftigkeit der Kurfift wöchentlich 5 Mark, ältere ver. 5. 0,766 ha Gärten, 27,408 Iıa Ader, 3,996 ha 
heirathete Schmiede auch etwas mehr. Wieſen, 0,120 ha Fenne, 1,282 ha Hof⸗ und 
Marienwerder, den 24. November 1899. Bauſtelle und 2,522 ha Unland, 
Winckler, ſoll vom 1. Juli 1900 ab auf 18 Jahre anderweit 
Depart.⸗Thierarzt. meiſtbietend verpachtet werden. 
17) Ausweiſung von Ausländern aus dem Hierzu iſt Termin auf 
Reichsgebiet. Freitag, den 29. Dezember d. Is., 

Auf Grund des $ 39 des Strafgeſetzbuchs. ½12 Uhr, 

1. Karl Faller, Weinhändler, geb. am 19. Sep⸗ im Hotel Landshut in Neumark anberaumt, zu 
tember 1859 zu Kis⸗Körtvelyes, Komitat Vas, welchem Pachtluſtige hierdurch eingeladen werden. 
Ungarn, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Kuppelei Jeder Bieter hat ſich vor mir über den Beſitz 
(2 Monate Gefängniß, laut Erkenntniß vom eines eigenthümlichen Vermögens von 15000 Mt. und 
21. Oktober 1898), von der Königlich bayeriſchen über ſeine Befähigung als Müller auszuweiſen. 
Polizei⸗Direktion zu München, vom 5. Juni d. IJ Die Pachtbedingungen können in meinem Ge⸗ 

2. Maria Failer, geb. Beck, Weinhändlergehefrau, ſchäftszimmer hierſelbſt und in der Gremenz⸗Mühle 
geboren am 9. September 1865 zu Wangen, eingeſehen werden, auch gegen Erſtattung der Schreib⸗ 
Württemberg, ungariſche Staatsangehörige, wegen gebühren von mir bezogen werden. 

Kuppelei (3 Wochen Gefängniß, laut Erkenntniß Der Mindeſtbetrag des jährlichen Pachtgeldes iſt 

vom 21. Oktober 1898), von der Königlich baye⸗ auf 2000 Mk., die von dem Pächter zu beſtellende 

riſchen Polizei⸗Direktion zu München, vom 29. Juli Kaution auf 1500 Mk. feſtgeſetzt. 

Dr Neumark i. Weſtpr., den 22. November 1899. 
18) Perſonal⸗Chronik. 


Der Königliche Oberförſter. 
Die Wahl des Dampfmühlenbeſitzers Julius 


Hasken. 
Klotz zum unbeſoldeten Stadtrath der Stadt Konitz 
iſt beſtätigt worden. 


(Hierzu eine Sonderbeilage berrff. Anweiſung zur Ausſtellung von Krankheitsbeſcheinigungen pp. 
und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 48.) 


Nediairt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter s Hofbuchdruckerel. 
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Sonder-Beilage zum Amtsblatt. 


Anweiſung, 


betreffend die 


Ausſtellung von Krankheitsbeſcheinigungen (8 31 des Invalidenverſicherungsgeſetzes). 


Zur Ausführung der SS 31, 191 des Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 19. Juli 1899 (R. G. Bl. 
S. 463) wird Folgendes beſtimmt: 


is 


Nach § 31 des Invalidenverſicherungsgeſetzes find fortan die Vorſtände der Orts⸗, Betriebs⸗ 
(Fabrik), Baus, Innungs⸗Krankenkaſſen, der Knappſchaftskaſſen, der eingeſchriebenen oder auf 
Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen und der Gemeinde⸗Krankenverſicherungen 
von Amtswegen verpflichtet, ihren der Invalidenverſicherung unterliegenden Mitgliedern 
unmittelbar nach Beendigung der Krankenunterſtützung oder der Fürſorge während 
der Geneſungszeit eine Beſcheinigung über die Dauer der Krankheit, ſoweit ſie nicht 
über die Dauer der von der Krankenkaſſe zu gewährenden Krankenunterſtützung hinausreicht, zu 
ertheilen. 

l Die gleiche Verpflichtung liegt hinſichtlich ſolcher Perſonen, welche zur Zeit der Erkrankung 
einer der bezeichneten Krankenkaſſen oder der Gemeinde-Krankenverſicherung nicht angehören, 
ſowie für die Dauer einer Krankheit, welche über die Dauer der von den Kaſſen oder der 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung zu gewährenden Krankenunterſtützung hinausreicht, dem Gemeinde ⸗ 
vorſtand (Guts vorſteher) desjenigen Ortes ob, an welchem der Erkrankte während der Krankheit 
ſeinen Wohn⸗ oder Aufenthaltsort gehabt hat. N £ 

Für die Beſcheinigungen iſt das nachſtehende, probeweiſe ausgefüllte Formular zu verwenden. 


Die Beſcheinigung darf nur verſicherungspflichtigen Perſonen 688 1, 2 des Geſetzes) und 


nur dann ertheilt werden, wenn dieſe vor der Erkrankung berufsmäßig, nicht lediglich vorüber⸗ 
gehend Lohnarbeit ausgeübt haben. 7 

Perſonen, die fich, ohne verſicherungspflichtig zu ſein, ſelbſtverſichert haben, dürfen Be⸗ 
ſcheinigungen nicht ausgeſtellt werden. 5 

Ebenſo dürfen Perſonen, die ſich nach Erlöſchen ihrer Verſicherungspflicht freiwillig weiter⸗ 
verſichern, Beſcheinigungen über Erkrankungen, die während der Zeit der Weiterverſicherung 
entſtehen, nicht ertheilt werden. 


„Die Beſcheinigungen dürfen nur für Krankheiten, welche mit Erwerbsunfähigkeit verbunden ſind 


und den Erkrankten an der Fortſetzung feiner Berufsthätigkeit gehindert haben, ſowie nur für die 
Dauer der Erwerbsunfähigkeit ausgeſtellt werden. Auf die Dauer der Krankheit kommt es nicht 
an; es ſind alſo auch für Krankheiten, welche weniger als eine Woche dauern, Beſcheinigungen 
auszuſtellen. 


„Die Beſcheinigung iſt zu verſagen für Krankheiten, welche die Erkrankten ſich vorſätzlich oder bei 


Begehung eines durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuldhafte 
Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln oder durch Trunkenheit zugezogen haben. Für 
Krankheiten, welche durch geſchlechtliche Ausſchweifungen entſtanden ſind, darf die Beſcheinigung 
nicht verſagt werden. 


2 


5. Die Beſcheinigungen dürfen nur ertheilt werden, wenn der Stelle die zu beſcheinigenden That⸗ 
ſachen bekannt oder glaubhaft nachgewieſen werden; ſie ſind dann unter Beidrückung des Siegels 
zu unterzeichnen, die Unterſchrift kann durch Facſimileſtempel hergeſtellt werden. 

6. Beſchwerden über die Verweigerung von Beſcheinigungen oder Beglaubigungen oder über den 
Inhalt einer ertheilten Beſcheinigung find an die Aufſichtsbehörde zu richten, dieſe entſcheidet 
endgültig. 

. Schreib oder ſonſtige Gebühren und Stempel dürfen für Ausſtellung der Beſcheinigungen oder 
Beglaubigungen ſowie über die hierbei entſtehenden Verhandlungen nicht erhoben werden. 


— 


Berlin, den 16. Oktober 1899. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


| Aulage. 
Krankheitsbeſcheinigung. 
($ 31 des Invalidenverſicherungsgeſetzes.) 


Der Schäfer Ernst Krause, in Oberdorf, geboren im Jahre 1855 zu Stettin, Kreis Stettin, Provinz 
Pommern (Mitglied der unterzeichneten Orts-Krankenkaſſe) war vom 10. Juli 1900 bis zum 13. Septem- 
ber 1900 krank und erwerbsunfähig. 

Der Erkrankte hatte ſich die Krankheit weder vorſätzlich noch bei Begehung eines durch ſtrafgerichtliches 
Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens oder durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln 
oder durch Trunkfälligkeit zugezogen; er war von Beginn der Krankheit der Invalidenverſicherungspflicht 
unterworfen und hatte berufsmäßig und nicht lediglich vorübergehend Lohnarbeit verrichtet. 


Braunshof, den 14. September 1900. 


Der Gemeindevorſtand. 
(Siegel.) Schulz, 


Bürgermeister. 


Allgemeine Orts-Krankenkaſſe. 


Herrmann. 


Sedrudt bei Aullns Eittenfelb in Berlin W. 


